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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ° 0 ° „ o o „ o o
„.o

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 100 Februar 1970

hin durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n

. „ Vorsitzender —‚
Bundesrichterin Drc S c h w a r z ,
Bundesrichter Dro B u s s ,
Bundessozialrichter Dr() G a b e r und

Bundessozialrichter B o r c h e r t

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom
170 Oktober 1968 aufgehoben; die Berufung der
Klägerin-gegen das Urteil des Sozialgerichts
Speyer vom 250 März 1968 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind der Klägerin für
das gesamte Verfahren nicht zu erstatten[]
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mega—„una—_M_c_vs_a

Die Klägerin begehrt von der Beklagten Ersatzgeld nach dem

Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte idF vom 140 Sep“—

tember 1965 (GAL 1965) für eine Zeit, in der sie infolge

eines Arbeitsunfalles arbeitsunfähig gewesen isto

Die 1918 geborene Klägerin erlitt am 270 Mai 1967 in
dem

von ihr gepachteten landwirtschaftlichen Betrieb einen Un—

‚fall und befand sich bis zum 140 Juli 1967 in stationärer

Behandlungo Am 70 Juni 1967 beantragte sie zunächst bei

der Landwirtschaftlichen Beruf3genossenschaft Rheinhessenu

Pfalz (BG), ihr einen Betriebshelfer zur Verfügung zu stel—

len oder ein Ersatzgeld zu zahlen, Die BG leitete diesen

Antrag an die Beklagte weiter, weil die Voraussetzungen des

5 565 der Reichsversicherungsordnung (RVG) für eine Unter—

stützung durch die BG nicht gegeben seien, Nach einer Be»

triebsbesichtigung kam die Beklagte zu dem Ergebnis, die

Arbeiten in dem verwahrlosten Betrieb seien erledigt, der

Einsatz eines Betriebshelfers sei unrentabel und unzumutbar,

Sie lehnte den Antrag mit Bescheid vom 120 Juli 1967 und

Widerspruchsbescheid vom 30 November 1967 ab, weil Ersatz—

leistungen nach 5 7 Abso 5 GAL 1965 nur während einer sta—

tionären Heilbehandlung gewährt werden könnten, die von

der Alterskasse (AK) veranlaßt und durchgeführt worden sei„
Der Einsatz eines Betriebshelfers als Einzelmaßnahme nach

@ 9 Abs, 1 GAL 1965 sei nicht unbedingt erforderlich, da
noch drei erwachsene Familienmitglieder im Betrieb vorhan—

den seien; Geldleistungen zur Bezahlung von Arbeitskräften

bei Krankheit des Unternehmers seien nach den Allgemeinen

Richtlinien der Beklagten (éä 50, 51) in derartigen Fällen
ausgeschlossen, '

Die dagegen erhobene Klage, mit der die Klägerin nur noch

die Zahlung eines Ersatzgeldes begehrte, wies das Sozial—

gericht (SG) Speyer ab (Urteil vom 25° März 1968)° Auf
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die vom SG zugelassene Berufung der Klägerin hob das Landes—

sozialgericht (LSG) RheinlandePfalz das Urteil des SG und

die angefochtenen Bescheide auf und verurteilte die Beklagte

der Klägerin unter Beachtung der Rechtsauffassung des Ge—

richts einen neuen Bescheid zu erteilen (Urteil vom 170 Oktober

1968): Bei den in den @@6 bis 9 GAL 1965 geregelten Maßnah—

men zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der Er—

werbsfähigkeit handele es sich um Leistungen, die im Ermes—

sen der AK stehen und von den Gerichten nur im Rahmen des

5 54 Abs° 2 Satz 2 des Sozialgericht3gesetzes (SGG) nachzu—

prüfen seienv Die Beklagte habe im vorliegenden Fall die ge—

setzlichen Grenzen ihres Ermessens zu eng gesehen° Sie sei“

zu Unrecht davon ausgegangen, daß für die Ausübung ihres Er—

messens hier deshalb kein Raum sei, weil Ersatzleistungen

nach 5 7 Abso 5 GAL 1965 nur in Betracht kämen, wenn die Be—

klagte selbst die stationäre Heilbehandlung veranlaßt habe°

Diese Auslegung entspreche weder dem Wortlaut des Gesetzes

noch dem Willen des Gesetzgeberso @ 6 Abso 3 GAL 1965 sei

wörtlich den Vorschriften der Rentenversicherungsgesetze
über Rehabilitationsmaßnahmen nachgebildet° Alle diese Vor—

schriften gingen vom Prinzip des Zusammenwirkens aller Sozial—

versicherungsträger aus; kein Träger eines Zweiges der Sozial—

versicherung könne mit dem Hinweis auf die Zuständigkeit eines

anderen Verpflichteten die ihm gesetzlich übertragenen Lei—

stungen ablehneno Der angefochtene Bescheid sei deshalb
.rechtswidrigo Die Beklagte habe in Ausübung des ihr eingew

räumten Ermessens im Rahmen des @ 7 Abso 5 GAL 1965 der Kläw

gerin einen neuen Bescheid zu erteilen° Es brauche nicht ge—

prüft zu werden, ob der Anspruch der Klägerin auf Zahlung

eines Ersatzgeldes von der Beklagten zu Recht auch nach 5 9

Abs° 1 GAL 1965.abgelehnt worden sei°

Die Beklagte legte frist— und formgerecht die vom LSG zugew
lassene Revision ein, sie beantragte,

unter Aufhebung des Urteils des LSG die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG

zurückzuweisen°
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Zur Begründung trug sie vor: Das LSG habe den Unterschied

zwischen den Maßnahmen nach den @@6, 7 GAL 1965 einer—

seite und nach @ 9 andererseits verkannto Da @ 7 Abs„ 1

auf 5 6 Abso 1 verweise‚ könnten die Ersatzleistungen des

5 7 Abso 3 nur gewährt werden, wenn die AK selbst Trägerin

der Rehabilitationsmaßnahmen sei° Dies ergebe sich auch

aus der Entstehungsgeschichteo Bei der Einfügung des 5 9
“sei in erster Linie an die Gestellung von Betriebshelfern

im Falle der Krankheit, nicht aber an Ersatzgeld gedacht

wordeno Dementsprechend sei auch in den von der Beklagten

nach @ 9 Abso 1 Satz 2 i„V„m° @ 7 Abso 4 erlassenen Allge—

meinen Richtlinien (@ 30) als Einzelmaßnahmen in den Fällen
des @ 9 nur die Gestellung einer Ersatzkraft vorgesehen,

die Zahlung eines Ersatzgeldes jedoch ausdrücklich ausge—

schlossen() Die Klägerin könne ihren Anspruch daher auch

nicht auf @ 9 stützen° Die Ausführungen des LSG zu @ 6

Abso 5 seien für den vorliegenden Fall ohne Bedeutungo

Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweisena

Sie ist der Meinung} ein Ersatzgeld stehe ihr für die

Dauer der Krankenhausbehandlung bereits nach @ 7 Abso 3

GAL 1965 zu° Das Ersatzgeld sei aber auch als Einzelmaßw

nahme im Rahmen des © 9 Abs0 1 zu gewähren, weil die Beklag—

te ihr in unrichtiger Beurteilung der sache und Rechtslage

die Gestellung einer Ersatzkraft versagt habe; in diesen

Fällen müsse sich die nach den Richtlinien mögliche "Natuw

ralleistung" in eine Geldleistung umwandeln°

II

Die Revision ist zulässig (@ 162 Abs„ 1 Nrc 19 @ 164 SGG);
sie ist auch begründeto

Die Zulässigkeit der Berufung, die im Revisionsverfahren

bei einer zugelassenen Revision von Amts wegen zu prüfen
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ist, wird nicht dadurch berührt, daß das SG die Berufung

möglicherweise nicht hätte zulassen dürfen, weil sie all»

gemein nach @ 143 SGG zulässig gewesen ist„ Das SG hat

die Berufung zugelassen, weil es — wie sein Hinweis auf

€ 144 Abso 1 Nr[) 2 SGG ergibt @ der Auffassung gewesen ist,

die Klägerin habe das Ersatzgeld nur bis zu der gesetzlichen

Höchstdauer von drei Monaten (@ 7 Abs, 3 GAL 1965) begehrt°

Diese Auslegung des Klageantrags ist nach dem gesamten Vor—

bringen der Klägerin jedenfalls möglich gewesen, obwohl das

SG e ebenso wie im Berufungsverfahren das LSG — Anlaß gem
habt h tte, auf die Erläuterung des nicht völlig klaren Kla—

geantrages hinzuwirken (@ 106 Abso 1 SGG)O Das LSG dagegen

ist der Auffassung gewesen, die Berufung habe zugelassen

werden müssen, weil sie anderenfalls nach 5 145 Nr„ 2 SGG
'ausgeschlossen gewesen wäre, da sie "nur Rente für bereits

abgelaufene Zeiträume“ betreffe; dies trifft nicht zu, da

_das Ersatzgeld weder eine Rente noch eine rentenähnliche
'Leistung ist; der prozeßrechtliche Anspruch der Klägerin

wäre auch nicht etwa deshalb auf eine "einmalige Leistung"

im Sinne von @ 144 Abs, 1 Nro 1 SGG gerichtet gewesen, weil

das Ersatzgeld nach 5 18 Abs[) 2 der Allgemeinen Richtlinien
der Beklagten "nachträglich", doha‘nach Abschluß der Heil—

behandlung oder etwaiger über diese Zeit hinausgehenden Eine

zelmaßnahmen (@ 9 Abso 1 GAL 1965) in einer Summe zu zahlen
gewesen wäre (vglo insoweit das 4 zur Veröffentlichung vor—

gesehene _ Urteil des Senats vom 12° Dezember 1969 „ 11 RLW
7/69

— mit weiteren Hinweisen); andere Gründe für einen Aus—

schluß der Berufung nach den 55 144 bis 149 SGG wären hier

nicht in Betracht gekommena Die irrtümlichs Zulassung der

Berufung in einem Falle, in dem die Berufung bereits nach

@ 143 sec zulässig ist, wäre jedoch für ihre Zulässigkeit
ohne Bedeutung (vglo dazu auch BSG 5, 110, 115; Peters/

Sautter/Wolff, Kommo zur Sozialgerichtsbarkeit, 30 Auflo,
Anm° Nrc 2 zu 5 150 vor Buchsto a)°

\1 1

In der Sache selbst muß die Revision der Beklagten Erfolg
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haben9 weil der Klägerin das begehrte Ersatzgeld unter

keinem rechtlichen Gesichtspunkt zustehto

Zunächst ist es nicht richtig, daß „ wie das LSG offenbar

angenommen hat @ die Gewährung von "Ersatzleistungen" nach

.@ 7 Abso 3 GAL 1965 stets im Ermessen der Beklagten steht„

Es ist zwar nach @ 6 Abs„ 1 GAL 1965 dem Ermessen der AK

überlassen, ob sie bei Vorliegen der dort umschriebenen '

Gesundheitsbeeinträchtigungen einem nach dem GAL Beitrags—

pflichtigen Rehabilitationsmaßnahmen nach den 55 6 bis 8

gewähren willo @7 GAL 1965 bestimmt, welche Maßnahmen
in Betracht kommen; Absatz 2 befaßt sich mit der stationä—

ren Heilbehandlung und Absatz 3 mit den Ersatzleistungen;

Absatz 5 bestimmt in Satz 1, daß die AK "während der staw

tionäreaneilbehandlung eines landwirtschaftlichen Unter»

nehmers" Ersatzleistungen in der Regel bis zur Dauer von

höchstens drei Monaten "gewährt" und in Satz 2‚ daß Ersatz—

leistungen die Gestellung einer Ersatzkraft "oder" die Ge—

währung eines Ersatzgeldes sind„ Wenn also von der AK sta—

tionäre Heilbehandlung gewährt wird’ so 932 sie "Ersatzleiw

stungen" gewähren, ihrem Ermessen ist es jedoch überlassen,

ob sie den Anspruch auf Ersatzleistungen durch Gestellung

einer Ersatzkraft oder durch Gewährung von Ersatzgeld er»

füllen willo Die Auffassung des LSG trifft also nur mit

der Einschränkung zu, daß die Klägerin während einer stay.
'tionären Heilbehandlung keinen Rechtsanspruch auf "Ersatz—

geld" haben konnte() Für die Ausübung des Ermessens der

Beklagten, ob sie während der stationären Heilbehandlung

der Klägerin statt der Gestellung einer Ersatzkraft ein

Ersatzgeld gewähren will, ist hier jedoch deshalb kein Raum

gewesen, weil es schon an einem An5pruch auf "Ersatzleie

stungen" im Sinne von © 7 Absa 5 GAL 1965 fehlt° Um eine

stationäre Heilbehandlung im Sinne dieser Vorschrift handelt

es sich nur dann9 wenn die AK sie selbst nach den 55 6 Abs„
19 7 Abs° 1 und 2 GAL 1965 gewährte Wie der Senat bereits

in dem Urteil vom 120 Dezember 1969 « 11 RLw 7/69 — darge—
legt hat, ergibt dies schon die Fassung des % 7 Abso 5
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._7_

("während 93; stationären Heilbehandlung"); dafür spricht

aber auch der Zusammenhang der @@6 und 7 und außerdem die

Überlegung9 daß die AK in jedem Falle prüfen können muß,

ob die Voraussetzungen des @ 6 Abs„ 1 GAL 1965 gegeben sind,

und daß sie Gelegenheit haben muß9 nach ihrem Ermessen zu

entscheiden, ob sie überhaupt und in welcher Weise (Art, Ort,

Zeit und Ausmaß) sie stationäre Heilbehandlung gewähren Willo
Entgegen der Auffassung des LSG besteht also eine Akzessorie—

tät zwischen der Gewährung der stationären Heilbehandlung

durch die AK und der Gewährung von Ersatzleistungen als deren

Folgeleistungen° Diese Akzessorietät wird weder berührt durch

die Pflicht der AK (@ 8 Abs() 2 GAL 1965 in Verbindung mit

@ 1244 Abs° 1 RVG), mit anderen Leistungsträgern zusammenzu—
arbeiten, noch durch 5 6 Abso 3 GAL 1965‚ wonach Verpflich—

tung und Zuständigkeit anderer Stellen zu Leistungen gleicher

Art unberührt bleibena Aus diesen Vorschriften läßt sich we—

der herleiten9 daß die AK Ersatzleistungen als Folgeleistun—

gen auch dann zu erbringen hätte‚ wenn ein anderer Leistungs-

träger die Grundleistung zu erbringen hätte, noch ergibt sich

aus ihnen die Verpflichtung der AK, eine von anderen Stellen

gewährte Heilbehandlung wie eine selbstgewährte Heilbehandlung

zu behandeln; im einzelnen wird auf das Urteil des Senats vom

120 Dezember 1969 verwiesen°

Es kommt sonach im vorliegenden Falle entscheidend darauf an,
ob die Beklagte _ was das LSG nicht geprüft hat w den Anspruch

der Klägerin zu Recht auch nach @ 9 Abso 1 GAL 1965 abgelehnt
hato Nach @ 9 Abs° 1 Satz 1 können die landwirtschaftlichen

_AK'en weitere Mittel aufwenden‚ um allgemeine Maßnahmen oder
\friatlezféäläéänäiälif‘leéleiii?agspflichtigen landwirtschaftlichen Unter—«

nehmer zu fördern oder durchzuführeno Zu diesem Zweck erläßt

die jeweils zuständige AK allgemeine Richtlinien (% 9 Abs° 1

Satz 3 ioVomo @ 7 Abso 4 GAL 1965)() Sie muß diese Richtli—
nien im Einzelfall @ unbeschadet der Frage‚ ob sie Rechtssätze

sind e jedenfalls deshalb anwenden? weil sie sich insoweit

selbst gebunden hat (vglo dazu das Urteil des Senats vom 12°

Dezember 1969)° Die Beklagte hat Umfang und Voraussetzungen

! l
l»
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der Einzelmaßnahmen nach @ 9 Abso 1 im zweiten Teil ihrer

Allgemeinen Richtlinien vom 190 November 1965 (55 21 bis
52) bestimmto Nach 5 22 der Richtlinien erstrecken sich

‘ die Eihzelmaßnahmen auf ‘

a) die Gewährung ergänzender Heilbehandlungsmaßnahmen und

b) die Gestellung von Ersatzkräfteno Zu b) bestimmt @ 30
Abs, 1 der Richtlinien der Beklagten, daß die AK während

der Dauer einer auf Krankheit beruhenden stationären Heilw

vbehandlung sowie einer auf Krankheit beruhenden offenen

Heilbehandlung des beitragspflichtigen landwirtschaftlichen

Unternehmers oder seines mitarbeitenden Ehegatten eine

Ersatgkraät stellen kann, Dabei soll eine Ersatzkraft

nicht gestellt werden, wenn der Unternehmer ständig fami—

lienfremde Arbeitskräfte und mitarbeitende Familienangehörie

ge im Sinne des @ 38 Abs, 2 GAL 1965 beschäftigt (@ 30

Abs„ 2)„ Ein Eggatggeld wird dagegen nach @ 30 Abs() 3 der

Richtlinien der Beklagten als Einzelmaßnahme nicht gewährto

Insoweit unterscheiden sich die Richtlinien der Beklagten

von den Richtlinien der AK, die in der vom Senat am 12°

Dezember 1969 entschiedenen Sache Beklagte gewesen ist;

in deren Richtlinien ist, soweit sie Maßnahmen nach 5 9

Abs„ 1 GAL 1965 betreffen, vorgesehen, daß während der

Dauer der stationären Heilbehandlung eines landwirtschaftm

lichen Unternehmers Ersatzgeld "nur" — also immerhin dann „
gezahlt werden "kann", wenn eine Ersatzkraft nicht gestellt

wird() Die Frage, ob auch die Beklagte im Rahmen der ihr

durch @ 9 Abs() 1 erteilten Ermächtigung in ihren Richtli«

nien ein Ersatzgeld als Einzelmaßnahme hätte vorsehen könw

nen, bedarf keiner Erörterungo Selbst wenn sie die ihr

erteilte Ermächtigung zu Ermessensleistungen nach @ 9 Abs°

1 GAL 1965 mit ihren Richtlinien insoweit nicht voll aus—
"geschöpft hätte, so hat sie sich doch im Rahmen ihrer Richt—

linien gehalten, wenn sie die Zahlung des Ersatzgeldes an
die Klägerin deshalb abgelehnt hat, weil ein Ersatzgeld

nach den Richtlinien nicht gewährt werden kanno @ 9 Abso 1

_9._.
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Satz 1 GAL 1965 wendet sich nur an die AK'en; diese Vor—

schrift räumt den AK'en zwar insoweit ein Ermessen ein,

als ihnen gestattet wird, finanzielle Mittel für Maßnah»

men aufzuwenden, zu deren Durchführung die AK'en nicht

verpflichtet sindo In welcher Weise die AK'en diese ihnen

gesetzlich eingeräumte Möglichkeit verwirklichen wollen

und — wofür auch die unterschiedlichen finanziellen Möglich—

keiten der einzelnen AK'en erheblich sein werden — können,

bleibt ihrer freien Entschließung überlassen, deren Ergeb—

nis sich in den vom Gesetz hierfür vorgesehenen allgemeinen

Richtlinien niederschlägt (vglo dazu BSG SozR Nro 1 zu der

mit @ 9 Abs0 1 Satz 1 GAL 1965 vergleichbaren Vorschrift des

@ 1307 RVO)o @ 9 Abs„ 1 gibt aber nicht den landwirtschaft—

lichen Unternehmern einen Anspruch auf Ausübung des den AK'en

eingeräumten Ermessens in einer bestimmtenWeise°

Ein Anspruch auf Ersatzgeld nach @ 9 Abs„ 1 GAL 1965 Würde
der Klägerin auch dann nicht zustehen, wenn die Beklagte

die Gestellung einer Ersatzkraft, die nach @ 30 Abs() 1 der

Richtlinien auch als Einzelmaßnahme möglich ist, in unrich«

tiger Beurteilung der Sach— und Rechtslage abgelehnt hätte.

Die Klägerin übersieht auch, daß eine dem @ 7 Abs° 3 GAL
1965 entsprechende alternative Verpflichtung der Beklagten,

entweder eine Ersatzkraft zu stellen 9993 Ersatzgeld zu
zahlen, im Rahmen des @ 9 Abs„ 1 GAL 1965 gerade nicht be—

stehto @ 30 Abso 3 der Richtlinien der Beklagten schließt

— wie bereits dargelegt ist — in nicht zu beanstandender

Weise vielmehr die Zahlung eines Ersatzgeldes in jedem Falle

aus() Die Klägerin könnte von der Beklagten die Zahlung

eines in der Höhe dem Ersatzgeld entsprechenden Geldbetrages

bzw° die Erstattung der Unkosten, die ihr möglicherweise für

die Einstellung einer Ersatzkraft auf eigene Rechnung ent—

standen sind, allenfalls als Schadensersatz verlangeno Ob
die materiellen Voraussetzungen für einen solchen Anspruch,
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die in einer der Beklagten vorwerfbaren Ermessensverlet—

zung bei der Ablehnung der von der Klägerin beantragten

Ersatzkraft zu suchen wären, im vorliegenden Falle gege—

ben sind oder nicht, kann dahinstehen° In dem anhängigen
Vérfahren könnte über einen etwaigen Schadensersatzanspruoh

der Klägerin gegen die Beklagte deshalb nicht sachlich

entschieden werden, weil insoweit nur der Rechtsweg zu den

ordentlichen Gerichten gegeben wäre (Arto 34 des Grundge«
setzes, @ 839 des Bürgerlichen Gesetzbuches); es handelt

sich hierbei mangels einer Anspruchsgrundlage in den AlterSw
hilfegesetzen für Landwirte nicht um einen öffentliche

rechtlichen Streit in Angelegenheiten der Sozialversicherung

(@51 Abs° 1 sec i„v„m„ @30 Satz 1 GAL1965)0 Soweit '
das Bundessozialgericht (vgl° Urteile vom 200 Februar 1962

e 1 RA 215/59 — in Soners 19639 62; Urteil vom 260 Mai
1964 _

12/4 RJ 138/61 — in Praxis 1964, 450, 451; Urteil

vom 18„ November 1969 _ 3 RK 33/69 e; BSG 26‚ 129‚ 134;
SozR Nr° 3 zu @ 1233 RVO) aus dem Gesichtspunkt des Sache

zusammenhangs ausnahgsweise für Schadensersatzansprüche

wegen Verletzung der Treuee9 Sorgfalts— und Fürsorgepflicht

den Sozialrechtsweg nicht für ausgeschlossen erachtet hat9

hat es sich um Schadensersatz wegen unrechtmäßiger Ablehw

nung solcher Leistungen gehandelt? die in den Sozialver—

sicherungsgesetzen selbst vorgesehen sind„ Im Rahmen der

zu € 9 Abse 1 GAL 1965 von der Beklagten erlassenen Richtw

linien ist jedoch eine Geldleistung überhaupt nicht vorge—
seheno

Da die Klage auf Ersatzgeld sonaéh unter keinem rechtli—

chen Gesichtspunkt begründet ist, sind die angefochtenen

Bescheide der Beklagten nicht zu beanstandeno Auf die

Revision der Beklagten ist daher das Urteil des LSG auf—

zuheben und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil

_'|1._„
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des SG zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG„
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